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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. März 1968 

1/3 — 44501 — 2233/68 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über Rechte an eingetragenen Schif- 
fen und Schiffsbauwerken, der Schiffsregister- 
ordnung und des Gesetzes über die Zwangs- 
versteigerung und die Zwangsverwaltung 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz, 

Der Bundesrat hat zu dem Entwurf in seiner 319. Sitzung am 
9. Februar 1968 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
folgende Stellungnahme beschlossen: 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob in dieses Gesetz eine 
Bestimmung aufgenommen werden kann, wonach auf die V^o- 
Wertgrenze im ersten Versteigerungstermin (§§ 74 a, 74 b ZVG) 
für Schiffe oder für Seeschiffe allein verzichtet wird (vgl. Initia- 
tivgesetzentwurf aus der Mitte des Bundestages vom 19. Januar 
1965, BT-Drucksache IV/2966). 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Bundesregierung wird während des weiteren Verlaufs des 
Gesetzgebungsverfahrens die vom Bundesrat angeregte Prüfung 
vornehmen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck; Bonner Universitäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Rechte an eingetragenen 
Schiffen und Schiffsbauwerken, der Schiffsregisterordnung und 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangs- 
verwaltung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Rechte an eingetragenen Schiffen 
und Schiff sbauwerken vom 15. November 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 1499) wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift des Sechsten Abschnitts erhält 
folgende Fassung: 

„Sechster Abschnitt 

Die Schiffshypothek an Schiffsbauwerken 
und Schwimmdocks" 

2. Nach § 81 wird folgender § 81 a eingefügt: 

„§ 81 a 

Eine Schiffshypothek kann auch an einem im 
Bau befindlichen oder fertiggestellten Schwimm- 
dock bestellt werden. §§ 77, 78, 80 gelten ent- 
sprechend. Bei im Bau befindlichen Schwimm- 
docks sind auch die Vorschriften des § 76 Abs. 2 
Satz 1 und der §§ 79, 81 sinngemäß anzuwenden." 


Artikeln 

In die Schiffsregisterordnung vom 26. Mai 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 360) werden nach § 73 folgende 
Vorschriften eingefügt: 

„§ 73 a 

Auf im Bau befindliche Schwimmdocks sind die 
Vorschriften der §§66 bis 71, 73 entsprechend anzu- 
wenden, Nach Fertigstellung des eingetragenen Bau- 
werks ist diese Tatsache sowie der Ort, an dem das 
Schwimmdock gewöhnlich liegt (Lageort), in das 
Schiffsbauregister einzutragen. 

§ 73 b 

Auf fertiggestellte Schwimmdocks, die nicht im 
Schiffsbauregister des Bauorts eingetragen sind, sind 
die Vorschriften der §§ 66, 68 Abs. 2 sowie die für 
Binnenschiffe geltenden Vorschriften in § 9, § 14 


Abs. 1, 3, § 15, § 16 Abs. 4, § 17 Abs. 4, Abs. 5 Satz 1, 
§§ 18 bis 22 entsprechend anzuwenden. Im übrigen 
gilt folgendes: 

1. Das Schwimmdock ist in das Schiffsbauregister 
des Lageortes einzutragen. 

2. Bei der Anmeldung sind anzugeben: 

a) der Name oder die Nummer oder sonstige 
Bezeichnung des Schwimmdocks und die 
Angabe, daß es sich um ein fertiggestelltes 
Schwimmdock handelt, 

b) der Lageort, 

c) der Bauort, 

d) der Eigentümer, 

e) der Rechtsgrund für den Erwerb des Ei- 
gentums. 

Die unter b) bis e) bezeichneten Angaben sind 
glaubhaft zu machen. 

3. Die Eintragung des Schwimmdocks hat die in 
Nummer 2 Buchstaben a, b, d, e bezeichneten 
Angaben und den Tag der Eintragung zu ent- 
halten; sie ist von den zuständigen Beamten 
zu unterschreiben. 

4. Veränderungen der in Nummer 2 Buchstaben 
a, b bezeichneten, nach Nummer 3 eingetra- 
genen Tatsachen hat der Eigentümer unverzüg- 
lich zur Eintragung in das Schiffsbauregister 
anzumelden und glaubhaft zu machen; im Falle 
der Nichterfüllung dieser Verpflichtung ist 
§ 19 entsprechend anzuwenden. Für die Eintra- 
gung gilt Nummer 3 sinngemäß." 


Artikel III 

(1) Für im Bau befindliche und für fertiggestellte 
Schwimmdocks gelten die Vorschriften anderer als 
der in den Artikeln I und II genannten Gesetze, die 
Schiffsbauwerke betreffen, entsprechend, soweit sich 
aus dem Sinn dieser Vorschriften nichts anderes er- 
gibt. 

(2) Auf vermietete Schwimmdocks sind die Vor- 
schriften, die vermietete eingetragene Schiffe be- 
treffen, entsprechend anzuwenden. Dies gilt auch für 
Schwimmdocks, die nicht im Schiffsbauregister ein- 
getragen sind. 
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Artikel IV 

§ 168 a des Gesetzes über die Zwangsversteige- 
rung und die Zwangsverwaltung wird aufgehoben. 


Artikel V 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel VI 

Dieses Gesetz tritt mit dem Beginn des zweiten 
Kalendermonats nach der Verkündung in Kraft. 


3 



Drucksache V/2674 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Begründung 


Allgemeines 

1 . 

Das Gesetz über Rechte an eingetragenen Schiffen 
und Schiffsbauwerken gilt nur für Schiffe, die im 
Schiffsregister, und für Schiffsbauwerke, die im 
Schiffsbauregister eines deutschen Gerichts einge- 
tragen sind (§ 1 des Gesetzes). Infolgedessen können 
nur hieran Schiffshypotheken bestellt werden. Für 
die Eintragung in das Schiffsregister ist ebenfalls 
Voraussetzung, daß es sich bei dem einzutragenden 
Gegenstand um ein Schiff handelt (§ 3 der Schiffs- 
registerordnung). Unter Schiffen werden im allge- 
meinen Hohlkörper verstanden, die fähig und dazu 
bestimmt sind, sich auf dem Wasser fortzubewegen 
oder fortbewegt zu werden. Die Eintragung von 
Schwimmdocks in das Schiffsregister und demgemäß 
ihre Beleihung mit Sdiiffshypotheken wird nach gel- 
tendem Recht für den Regelfall als nicht möglich 
angesehen, weil es sich bei ihnen nicht um Schiffe 
handelt. 

Schwimmdocks können deshalb zur Zeit nur nach 
den Vorschriften über bewegliche Sachen als Siche- 
rungsmittel für Kredite verwandt werden, wobei 
vornehmlich die Sicherungsübereignung in Betracht 
kommt. Angesichts ihrer hohen Werte ist dieser 
Weg umständlich und unwirtschaftlich. Er erschwert 
oft die Kreditbeschaffung. Dies ist besonders des- 
halb unbefriedigend, weil Schwimmdocks hinsichtlich 
ihrer Eignung als Kreditunterlage ähnliche Merk- 
male wie Schiffe aufweisen. Zu einer abweichenden 
rechtlichen Behandlung besteht also kein Anlaß. 
Die vorgesehenen Gesetzesänderungen sollen daher 
bewirken, daß auch Schwimmdocks mit Schiffshypo- 
theken belieben werden können und daß auf diesem 
Wege die Mobilisierung der in den Docks investier- 
ten Werte erleichtert wird. Entsprechende Vor- 
schriften sieht der Entwurf für im Bau befindliche 
Schwimmdocks vor. Auch hierfür besteht ein Be- 
dürfnis, um schon während der Bauzeit die Bauwerke 
als Sicherungsmittel einsetzen zu können. 

2 . 

Aus der Mitte des Bundestages ist in der 4. Legis- 
laturperiode der Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung eingebracht worden 
(Drucksache IV/2966). In diesem Entwurf war u. a. 
die Aufhebung des § 168 a des Zwangsversteige- 
rungsgesetzGs vorgesehen, wonach bei der Zwangs- 
versteigerung von Seeschiffen der Zeitraum zwi- 
schen der Bekanntmachung der Terminbestimmung 
und dem Versteigerungstermin drei Monate betragen 
muß. Die Gesetzesvorlage ist nicht verabschiedet 
worden. Der Erlaß von Vorschriften über die Ein- 
tragung und Beleihung von Schwimmdocks gibt nun- 


mehr Gelegenheit, hiermit die Aufhebung des 
§ 168 a des Zwangsversteigerungsgesetzes zu ver- 
binden. 

3. 

Durch das im Entwurf vorgeschlagene Gesetz wer- 
den besondere Kosten nicht entstehen. Schwimm- 
docks werden nach dem gleichen Verfahren regi- 
striert wie im Bau befindliche Schiffe. Für die Ein- 
tragung werden Gebühren erhoben. 


Einzelbegründung 

Zu Artikel I 
Nummer 1 

Die materiell-rechtlichen Vorschriften über Schiffs- 
hypotheken an im Bau befindlichen oder fertigge- 
stellten Schwimmdocks sollen in das Schiffsrechte- 
gesetz eingeordnet werden. Dies ist zweckmäßig, 
weil die Vorschriften sachlich an dieses Gesetz an- 
knüpfen müssen und weil die Einordnung der beste 
Weg dafür ist, die Einzelheiten durch Verweisung 
auf Vorschriften des Schiffsrechtegesetzes zu regeln 
und damit die Wortfassung der neuen Vorschriften 
kurz zu halten. 

Der Zweck der neuen Vorschriften über Schwimm- 
docks erschöpft sich darin, deren Belastung mit 
Schiffshypotheken zu ermöglichen. Es besteht auch 
kein Interesse daran, Schwimmdocks in weiterem 
Umfang, als es für diesen Zweck nötig ist, den Vor- 
schriften des Mobiliarsachenrechts zu entziehen. Des- 
halb sollen Schwimmdocks nicht, wie Schiffe, grund- 
sätzlich eintragungsfähig (§ 3 SchRegO) und eintra- 
gungspflichtig (§10 SchRegO) sein. Vielmehr sollen 
Schwimmdocks, und zwar auch, wenn sie fertigge- 
stellt sind, ebenso wie im Bau befindliche Schiffe nur 
in das Register eingetragen werden, wenn eine 
Schiffshypothek daran eingetragen wird oder wenn 
die Zwangsversteigerung des Schimmdocks bean- 
tragt wird. Bei dieser Regelung ist es möglich und 
erscheint es auch zweckmäßig, die materiell-recht- 
lichen Vorschriften über Schiffshypotheken an im 
Bau befindlichen oder fertiggestellten Schwimm- 
docks in den Sechsten Abschnitt des Schiffsrechte- 
gesetzes aufzunehmen, der die Vorschriften über 
Schiffshypotheken an Schiffsbauwerken enthält. Dies 
ist in Nummer 2 vorgesehen. Demgemäß soll nach 
Nummer 1 die Überschrift des Sechsten Abschnitts 
durch Erwähnung der Schwimmdocks ergänzt wer- 
den. 

Nummer 2 

Der neue § 81 a enthält die materiell-rechtlichen Vor- 
schriften über Schiffshypotheken an im Bau befind- 
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liehen oder fertiggestellten Schwimmdocks. Die Rege- 
lung geht davon aus, daß, wie in Artikel II vorge- 
sehen, das Schiffsbauregister das Register ist, in das 
sowohl fertiggestellte wie auch im Bau befindliche 
Schwimmdocks eingetragen werden. 

Satz 1 nimmt für den neuen Rechtssatz, daß auch 
Schwimmdocks mit Schiffshypotheken belastet wer- 
den können, die Fassung des § 76 Abs. 1 SchRG zum 
Vorbild. Er bewirkt, daß die Vorschriften des gel- 
tenden Rechts, die Schiffshypotheken betreffen, auch 
für diejenigen Schiffshypotheken gelten, die an im 
Bau befindlichen oder fertiggestellten Schwimm- 
docks bestellt werden. Dies gilt insbesondere für 
§§ 223, 401, 418, 439, 648, 776, 1795, 2114 BGB, 
§§ 325, 592, 688, 794, 830 a, 837 a ZPO, § 54 FGG, 

§ 193 KO, § 93 VerglO und § 23 KostO. 

Satz 2 regelt durch Verweisung auf die für Schiffs- 
bauwerke geltenden §§ 77, 78, 80 SchRG einheitlich 
sowohl für im Bau befindliche wie auch für fertig- 
gestellte Schwimmdocks die Fragen, in welches 
Register — nämlich das Register für Schiffsbau- 
werke — die Schiffshypothek eingetragen werden 
muß (§ 77 Satz 1), welche Vorschriften des Schiffs- 
rechtegesetzes auf die Schiffshypothek anzuwenden 
sind (§ 77 Satz 2), welche unmittelbaren Folgen die 
Eintragung der Schiffshypothek für die rechtsge- 
schäftliche Verfügung über das Eigentum an dem 
Schwimmdock und seinem Zubehör und welche mit- 
telbaren Folgen sich im übrigen für das Eigentum 
an dem Schwimmdock ergeben (§ 78) sowie, inwie- 
weit die Schiffshypothek sich auf die Versicherungs- 
forderung erstreckt (§ 80). Es besteht kein Anlaß, 
diese Fragen anders zu regeln als bei Schiffshypo- 
theken an Schiffsbauwerken, zumal sie dabei im 
wesentlichen gleichgeregelt sind wie bei Schiffs- 
hypotheken an Binnenschiffen und diese Regelung 
also auch für fertiggestellte Schwimmdocks paßt. 

Satz 3 enthält zusätzliche Sondervorschriften für im 
Bau befindliche Schwimmdocks. Er regelt durch Ver- 
weisung auf die für Schiffsbauwerke geltenden Vor- 
sdiriften in § 76 Abs. 2 Satz 1 und §§ 79, 81 SchRG 
die Fragen, von welchem Zeitpunkt an die Bestel- 
lung der Schiffshypothek zulässig ist (§ 76 Abs. 2 
Satz 1), auf welche Bauteile sich die Schiffshypothek 
erstreckt (§ 79) und welche Bedeutung die Fertig- 
stellung für den Bestand und den Rang der Schiffs- 
hypothek hat (§ 81). Auch insoweit besteht kein An- 
laß, von den für Schiffsbauwerke geltenden Vor- 
schriften abzuweichen. Von einer Verweisung auf 
§ 76 Abs. 2 Satz 2 SchRG wird abgesehen, weil die 
dort aufgestellten Mindestanforderungen an die 
Größe des im Bau befindlichen Schiffs für Schwimm- 
docks nicht besonders gestellt zu werden brauchen; 
denn Schwimmdocks erfüllen diese Mindestanforde- 
rungen ohnehin stets. 

Zu Artikel II 

Artikel II enthält die erforderlichen registerrecht- 
iiehen Vorschriften über Eintragungen, die im Bau 
befindliche oder fertiggestellte Schwimmdocks be- 
treffen. Entsprechend der in Artikel I gewählten 
Lösung ist es zweckmäßig, diese Vorschriften in die 
Schiffsregisterordnung aufzunehmen. 


Artikel I Nr. 2 sieht für Schwimmdocks eine mate- 
riell-rechtliche Regelung vor, die keine wesentlichen 
Unterschiede unter dem Gesichtspunkt enthält, ob 
die Schwimmdocks fertiggestellt sind oder sich noch 
im Bau befinden. Ferner soll, wie bereits zu Artikel I 
Nr. 1 ausgeführt ist, auch für fertiggestellte 
Schwimmdocks kein Eintragungszwang vorgesehen 
werden. Infolge dieser Regelung besteht, anders als 
bei Schiffen, kein Bedürfnis dazu, für die Eintragung 
fertiggestellter Objekte ein Register anderer Art 
vorzusehen als für die Eintragung im Bau be- 
findlicher. Eine Verteilung der Eintragungen von 
Schwimmdocks je nach ihrem Bauzustand auf Regi- 
ster verschiedener Art wäre daher nicht zweckmäßig. 
Bei der geringen Zahl der für die Eintragung in 
Betracht kommenden Schwimmdocks wäre es zu um- 
ständlich, ein Register eigener Art für sie zu schaffen. 

Unter den vorhandenen Registerarten ist das Schiffs- 
bauregister für die Eintragung von Schwimmdocks 
am besten geeignet, da die materiell-rechtliche Rege- 
lung für die Schwimmdocks im wesentlichen der für 
im Bau befindlichen Schiffe bestehenden Regelung 
folgt. Schwimmdocks sollen daher in das Schiffsbau- 
register eingetragen werden, und zwar auch dann, 
wenn sie zur Zeit der Eintragung bereits fertigge- 
stelit sind. Da Eintragungen von Schwimmdocks ver- 
hältnismäßig seiten Vorkommen werden, erscheint 
es nicht notwendig, die Bezeichnung des Registers 
als Schiffsbauregister nur mit Rücksicht darauf zu 
ändern, daß darin gelegentlich auch Schwimmdocks 
Ginzutragen sind. Eine Umbenennung des Registers 
würde dazu zwingen, die zahlreichen Gesetzesstellen 
zu ändern, die — insbesondere auch in der Zivilpro- 
zeßordnung — den Ausdruck „Schiffsbauregister" 
enthalten; dies soll vermieden werden. 

Aus den genannten Gründen sieht der Entwurf vor, 
die erforderlichen registerrechtlichen Vorschriften in 
den Fünften Abschnitt der Schiffsregisterordnung 
einzuordnen, der das Schiffsbauregister betrifft. Dies 
erleichtert es, in weitem Umfang auf die Vorschrif- 
ten über die Eintragung von Schiffsbauwerken zu 
verweisen. Dabei wird zwischen im Bau befindlichen 
Schwimmdocks (§ 73 a) und fertiggestellten 

Schwimmdocks (§ 73 b) unterschieden. 

§ 73 a 

Auf im Bau befindliche Schwimmdocks sollen die 
Vorschriften, die für im Bau befindliche Schiffe gel- 
ten, entsprechend angewendet werden. Aus der 
Verweisung auf diese Vorschriften in Satz 1 muß nur 
die Vorschrift des § 72 ausgeschlossen werden, wo- 
nach eine Schiffshypothek in das Schiffsbauregister 
nicht mehr eingetragen werden darf, nachdem die 
Fertigstellung des Schiffs angemeldet oder die in 
§ 15 bezeichne te Bescheinigung erteilt ist. Denn das 
Schiffsbauregister des Bauortes soll auch nach Fer- 
tigstellung des Schwimmdocks als dessen Register 
dienen; dadurch soll eine rechtlich belanglose und 
daher unnötige Umbuchung nach der Fertigstellung 
vermieden werden. Satz 3 dient der Klarstellung, 
weil zweifelhaft sein könnte, ob sich der Inhalt die- 
ses Satzes schon aus der entsprechenden Anwendung 
der in Satz 1 genannten Vorschriften ergeben würde. 
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§ 73 b 

Auf fertiggestellte Schwimmdocks können von den 
für Schiffsbauwerke geltenden Vorschriften nur die- 
jenigen entsprechend angewendet werden, welche 
die Voraussetzungen der Eintragung (§ 66) und die 
Anmeldung zur Eintragung durch den Inhaber eines 
Vollstreckungstitels (§ 68 Abs. 2) betreffen. Auf 
diese Vorschriften erweist Satz 1. Für die Anmel- 
dung und für die Löschung des Schwimmdocks ver- 
weist Satz 1 statt auf die Vorschriften in § 68 Abs. 1 
und § 73, welche die Eintragung von Schiffsbauwer- 
ken betreffen und hier nicht vollständig passen, auf 
die für Binnenschiffe geltenden Vorschriften in § 9 
(Anmeldung zur Eintragung), §§ 20, 22 (Löschung 
der Eintragung). Zusätzlich verweist Satz 1 auf fol- 
gende für Binnenschiffe geltende Vorschriften: 

§ 14 Abs. 1, 3, § 15: Verhinderung der Doppelein- 
tragung, 

§ 16 Abs. 4: Widerspruch gegen die Richtigkeit der 
Eigentumseintragung, 

§ 17 Abs. 4, 5, §§ 18, 19: Anmeldung des Verlustes 
oder der Ausbesserungsunfähigkeit. 

Satz 2 trifft zum Ersatz für die hier nicht passenden 
Vorschriften in §§ 67, 69, 70, 71 besondere Vorschrift- 
ten über die Zuständigkeit für die Führung des 
Registers (Nummer 1), die notwendigen Angaben bei 
der Anmeldung zur Eintragung (Nummer 2), den In- 
halt der Eintragungen (Nummer 3) und die Anmel- 
dung von Veränderungen eingetragener Tatsachen 
(Nummer 4). 

Zu Artikel III 
Absatz 1 

Außer im Schiffsrechtegesetz und in der Schiffsregi- 
sterordnung sind auch in vielen anderen Gesetzen 
besondere Vorschriften getroffen, die Schiffsbau- 
werke betreffen. Zur Wahrung der Rechtseinheit ist 
es teils notwendig, teils zweckmäßig, die Geltung die- 
ser Vorschriften auf im Bau befindliche und auf fer- 
tiggestellte Schwimmdocks zu erstrecken. Dies gilt 
insbesondere für folgende Vorschriften: 

Im Bürgerlichen Gesetzbuch: §§ 232, 303, 383, 435, 
446, 449, 509, 648, 1287, 1416, 1424, 1821, 2113, 
2168 a, 

in der Zivilprozeßordnung: §§ 58, 266, 787, 800 a, 
847 a, 855 a, 864, 865, 870 a, 885, 931, 938, 942, 
981 a, 987 a, 988, 

im Zwangsversteigerungsgesetz: §§ 162, 170 a, 

in der Konkursordnung: §§ 14, 24, 113, 114, 

in der Vergleichsordnung: §§ 5, 6, 61, 63, 

im Gerichtskostengesetz: § 65, 

in der Kostenordnung: §§ 85, 87, 111, 

im Gesetz über Kosten der Gerichtsvollzieher: 

§§ 17, 28. 

Da eine abschließende Aufzählung aller in Betracht 
kommenden Gesetzesstellen im Gesetz nicht möglich 
ist, schränkt Absatz 1 die entsprechende Anwendung 


der Vorschriften, die Schiffsbauwerke betreffen, 
ihrem Umfang nach dahin ein, daß die Vorschriften 
nur insoweit entsprechend gelten, als sich aus ihrem 
Sinn nichts anderes ergibt. 

Absatz 2 

In mehreren Gesetzen sind Sondervorschriften für 
vermietete eingetragene Schiffe getroffen, insbeson- 
dere in §§ 565, 580 a, 2135 BGB, § 21 KO. Zur Wah- 
rung der Rechtseinheit empfiehlt es sich, die Geltung 
dieser Vorschriften auf Schwimmdocks zu erstrecken. 
Dabei soll nicht unterschieden werden, ob die 
Schwimmdocks im Schiffsbauregister eingetragen 
sind oder nicht; denn diese Unterscheidung wäre bei 
Schwimmdocks, da sie stets wertvolle Objekte dar- 
stellen, nicht gerechtfertigt, während die Voraus- 
setzung, daß die Eintragung erfolgt ist, bei Schiffen 
ihren Grund darin findet, daß nur solche Schiffe 
nicht eingetragen sind, die entweder eine geringe 
Größe haben oder Zwecken dienen, die ihre Ver- 
mietung in der Regel ausschließen. 


Zu Artikel IV 

Nach § 168 a des Zwangsversteigerungsgesetzes muß 
bei der Zwangsversteigerung von Seeschiffen der 
Zeitraum zwischen der Bekanntmachung der Ter- 
minsbestimmung und dem Versteigerungstermin 
drei Monate betragen. 

Diese Vorschrift wurde im Jahre 1940 in das Zwangs- 
versteigerungsgesetz eingefügt, um ausländischen 
Schiffsgläubigern die Wahrnehmung ihrer Rechte in 
der Versteigerung zu erleichtern. In der Zwischen- 
zeit sind die Möglichkeiten der Nachrichtenübermitt- 
lung und des Verkehrs in einem Maße weiterent- 
wickelt und verbessert worden, daß ausländische 
Gläubiger regelmäßig fast ebenso schnell von einer 
Terminsanberaumung Kenntnis erhalten und Vor- 
kehrungen zur Wahrnehmung ihrer Rechte treffen 
können, wie inländische Gläubiger. Da damit der 
innere Grund für die Verlängerung der Frist weg- 
gefallen ist, erscheint die Aufhebung von § 168 a 
des Zwangsversteigerungsgesetzes aus wirtschaftli- 
chen Erwägungen geboten. Die Vorschrift steht näm- 
lich einer beschleunigten Durchführung der Verstei- 
gerung von Seeschiffen entgegen. Eine rasche Erledi- 
gung der Versteigerung ist aber gerade bei Schiffen 
erforderlich, weil diese während des Versteigerungs- 
verfahrens in der Regel nicht genutzt werden kön- 
nen. Das Stilliegen des Schiffs ruft die Gefahr eines 
Wertverlustes hervor und verursacht erhebliche 
Kosten; diesen Kosten stehen hier, anders als bei 
Grundstücken, deren Versteigerung angeordnet ist, 
keine entsprechenden Einnahmen gegenüber, die der 
Gläubiger pfänden könnte. Wird § 168 a des Zwangs- 
versteigerungsgesetzes aufgehoben, so gilt auch für 
die Versteigerung eines Seeschiffs die allgemeine 
Bestimmung des § 43 Abs. 1 des Zwangsversteige- 
rungsgesetzes, nach der die Versteigerungsfrist, 
wenn das Verfahren nicht einstweilen eingestellt 
war, mindestens sechs Wochen beträgt; der Verstei- 
gerungsrichter ist aber nicht gehindert, den Termin 
auf eine spätere Zeit anzusetzen, wenn besondere 
Umstände des Einzelfalles dies erfordern. 
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Zu Artikel V und VI 

Artikel V enthält die übliche Berlin-Klausel. 

ln Artikel VI ist eine Anlauffrist vorgesehen, damit 
der Rechtsverkehr rechtzeitig auf die neuen Vor- 
schriften ausgerichtet werden kann. 
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